Deutscher Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drucksache V/4351 


Zusammenstellung 

des Entwurfs eines Berufsbildungsgesetzes 
— Drucksachen V/887, V/1009, V/4260 — 
mit den Beschlüssen des Bundestages in zweiter Beratung 


Unverändert nach den Beschlüssen des Ausschusses für Arbeit 
(19. Ausschuß) — Drucksache V/4260 — bis auf die folgenden 

Änderungen: 


Beschlüsse des 19. Ausschusses 


ACHTER TEIL 

Änderung und Außerkrafttreten 
von Vorschriften 

§ 100 

Handwerksordnung 

Die Handwerksordnung wird wie folgt geändert: 

L Der Zweite Teil erhält folgende Fassung: 

§ 34 

(1) Der Prüfungsausschuß besteht aus min- 
destens drei Mitgliedern. Die Mitglieder müssen 
für die Prüfungsgebiete sachkundig und für die 
Mitwirkung im Prüfungswesen geeignet sein. 

(2) Dem Prüfungsausschuß müssen als Mit- 
glieder selbständige Handwerker und Arbeit- 
nehmer in gleicher Zahl sowie mindestens ein 
Lehrer einer berufsbildenden Schule angehören. 
Mindestens zwei Drittel der Gesamtzahl der 
Mitglieder müssen selbständige Handwerker 
und Arbeitnehmer sein. Die Mitglieder haben 
Stellvertreter. 

(3) Die selbständigen Handwerker müssen 
in dem Handwerk, für das der Prüfungsaus- 


Beschlüsse des Bundestages 
in zweiter Beratung 
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schuß errichtet ist, die Meisterprüfung abgelegt 
haben oder zum Ausbilden berechtigt sein. Die 
Arbeitnehmer müssen die Gesellenprüfung in 
dem Handwerk, für das der Prüfungsausschuß 
errichtet ist, abgelegt haben und in dem Betrieb 
eines selbständigen Handwerkers beschäftigt 
sein. 

(4) Die Mitglieder werden von der Pland- 
werkskammer für drei Jahre berufen. Die Ar- 
beitnehmer werden auf Vorschlag der im Be- 
zirk der Handwerkskammer bestehenden Ge- 
werkschaften und selbständigen Vereinigungen 
von Arbeitnehmern mit sozial- oder berufs- 
politischer Zwecksetzung berufen. Der Lehrer 
einer berufsbildenden Schule wird im Einver- 
nehmen mit der Schulaufsichtsbehörde oder der 
von ihr bestimmten Stelle berufen. Werden Mit- 
glieder nicht oder nicht in ausreichender Zahl 
innerhalb einer von der Handwerkskammer ge- 
setzten angemessenen Frist vorgeschlagen, so 
beruft die Handwerkskammer insoweit nach 
pflichtgemäßem Ermessen. Für die mit Ermäch- 
tigung der Handwerkskammer von der Hand- 
werksinnung errichteten Prüfungsausschüsse 
gelten die Sätze 1 bis 4 entsprechend. Die Mit- 
glieder der Prüfungsausschüsse können nach 
Anhören der an ihrer Berufung Beteiligten aus 
wichtigem Grund abberufen werden. Die Sätze 
1 bis 6 gelten für die stellvertretenden Mitglie- 
der entsprechend. 


(5) Die Tätigkeit im Prüfungsausschuß ist 
ehrenamtlich. Für bare Auslagen und für Zeit- 
versäumnis ist, soweit eine Entschädigung 
nicht von anderer Seite gewährt wird, eine an- 
gemessene Entschädigung zu zahlen, deren 
Höhe von der Handwerkskammer mit Geneh- 
migung der obersten Landesbehörde festgesetzt 
wird. 

(6) Von Absatz 2 darf nur abgewichen wer- 
den, wenn anderenfalls die erforderliche Zahl 
von Mitgliedern des Prüfungsausschusses nicht 
berufen werden kann. 


Beschlüsse des Bundestages 
in zweiter Beratung 


(4) Die Mitglieder werden von der Hand- 
werkskammer längstens für drei Jahre berufen. 

Die Arbeitnehmer der von der Handwerks- 
kammer errichteten Prüfungsausschüsse werden 
auf Vorschlag der Mehrheit der Gesellenver- 
treter in der Vollversammlung der Handwerks- 
kammer berufen. Der Lehrer einer berufsbilden- 
den Schule wird im Einvernehmen mit der 
Schulaufsichtsbehörde oder der von ihr be- 
stimmten Stelle berufen. 


(5) Für die mit Ermächtigung der Handwerks- 
kammer von der Handwerksinnung errichteten 
Prüfungsausschüsse werden die selbständigen 
Handwerker von der Innungsversammlung, die 
Arbeitnehmer von dem Gesellenausschuß ge- 
wählt. Der Lehrer einer berufsbildenden Schule 
wird im Einvernehmen mit der Schulaufsichts- 
behörde oder der von ihr bestimmten Stelle 
nach Anhörung der Handwerksinnung von der 
Handwerkskammer berufen. 

(6) Die Mitglieder der Prüfungsausschüsse 
können nach Anhörung der an ihrer Berufung 
Beteiligten aus wichtigem Grund abberufen 
werden. Die Absätze 4 und 5 gelten für die 
Stellvertreter entsprechend. 

(7) Die Tätigkeit im Prüfungsausschuß ist 
ehrenamtlich. Für bare Auslagen und für Zeit- 
versäumnis ist, soweit eine Entschädigung 
nicht von anderer Seite gewährt wird, eine an- 
gemessene Entschädigung zu zahlen, deren 
Höhe von der Handwerkskammer mit Geneh- 
migung der obersten Landesbehörde festgesetzt 
wird. 

(8) Von Absatz 2 darf nur abgewichen wer- 
den, wenn anderenfalls die erforderliche Zahl 
von Mitgliedern des Prüfungsausschusses nicht 
berufen werden kann. 


2 



Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Drucksache V/4351 


Beschlüsse des 19. Ausschusses 


§ 43 

(1) Die Handwerkskammer errichtet einen 
Berufsbildungsausschuß. Ihm gehören sechs 
selbständige Handwerker, sechs Arbeitnehmer 
und sechs Lehrer an berufsbildenden Schulen 
an, die Lehrer mit beratender Stimme. 

(2) Die selbständigen Handwerker werden 
auf Vorschlag der Handwerkskammer, die Ar- 
beitnehmer auf Vorschlag der im Bezirk der 
Handwerkskammer bestehenden Gewerkschaf- 
ten und selbständigen Vereinigungen von Ar- 
beitnehmern mit sozial- oder berufspolitischer 
Zwecksetzung, die Lehrer an berufsbildenden 
Schulen von der nach Landesrecht zuständigen 
Behörde längstens für vier Jahre als Mitglieder 
berufen. 

(3) § 34 Abs. 5 gilt entsprechend. 

(4) Die Mitglieder können nach Anhören der 
an ihrer Berufung Beteiligten aus wichtigem 
Grund abberufen werden. 

(5) Die Mitglieder haben Stellvertreter, die 
bei Verhinderung der Mitglieder an deren 
Stelle treten. Absätze 1 bis 4 gelten für die 
Stellvertreter entsprechend. 

(6) Der Berufsbildungsausschuß wählt aus 
seiner Mitte einen Vorsitzenden und dessen 
Stellvertreter. Der Vorsitzende und sein Stell- 
vertreter sollen nicht derselben Mitglieder- 
gruppe angehören. 


§ 44 

(1) Der Berufsbildungsausschuß ist in allen 
wichtigen Angelegenheiten der beruflichen Bil- 
dung zu unterrichten und zu hören. 

(2) Der Berufsbildungsausschuß hat die auf 
Grund dieses Gesetzes von der Handwerks- 
kammer zu erlassenden Rechtsvorschriften für 
die Durchführung der Berufsbildung zu be- 
schließen. Gegen Beschlüsse, die gegen Gesetz 
oder Satzung verstoßen, kann der zur Vertre- 
tung der Handwerkskammer Berechtigte inner- 
halb einer Woche Einspruch einlegen. Der Ein- 
spruch ist zu begründen und hat aufschiebende 
Wirkung. Der Berufsbildungsausschuß hat sei- 
nen Beschluß zu überprüfen und erneut zu be- 
schließen. 

(3) Beschlüsse, zu deren Durchführung die 
für Berufsbildung im laufenden Haushalt vor- 
gesehenen Mittel nicht ausreichen, bedürfen für 
ihre Wirksamkeit der Zustimmung der für den 
Haushaltsplan zuständigen Organe. Das gleiche 
gilt für Beschlüsse, zu deren Durchführung in 
folgenden Haushaltsjahren Mittel bereitgestellt 
werden müssen, die die Ausgaben für Berufs- 


Beschlüsse des Bundestages 
in zweiter Beratung 

§ 43 

(1) unverändert 


(2) Die selbständigen Handwerker werden 

von der Gruppe der selbständigen Handwerker, 
die Arbeitnehmer von der Gruppe der Vertreter 
der Gesellen in der Vollversammlung gewählt. 

Die Lehrer an berufsbildenden Schulen werden 
von der nadi Landesrecht zuständigen Behörde 
längstens für vier Jahre als Mitglieder berufen. 


(3) unverändert 

(4) unverändert 


(5) unverändert 


(6) unverändert 


§ 44 

(1) unverändert 


(2) Vor einer Beschlußfassung in der Voll- 
versammlung über Vorschriften zur Durch- 
führung der Berufsbildung, insbesondere nach 
§§ 41, 42 und 42 a, ist die Stellungnahme des 
Berufsbiidungsausschusses einzuholen. Der Be- 
rufsbildungsausschuß kann der Vollversamm- 
lung auch von sich aus Vorschläge für Vor- 
schriften zur Durchführung der Berufsbildung 
vorlegen. Die Stellungnahmen und Vorschläge 
des Berufsbildungsausschusses sind zu begrün- 
den. 


(3) Die Vorschläge und Stellungnahmen des 
Berufsbildungsausschusses gelten vorbehaltlich 
der Vorschrift des Satzes 2 als von der Vollver- 
sammlung angenommen, wenn sie nicht mit 
einer Mehrheit von drei Vierteln der Mitglieder 
der Vollversammlung in ihrer nächsten Sitzung 
geändert oder abgelehnt werden. Beschlüsse, zu 
deren Durchführung die für Berufsbildung im 
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Beschlüsse des 19. Ausschusses Beschlüsse des Bundestages 

in zweiter Beratung 


bildung des laufenden Haushalts nicht unwe- 
sentlich übersteigen. 


8. § 68 Abs. 2 Nr. 3 wird gestrichen-, die bisherigen 

Nummern 4 bis 7 werden Nummern 3 bis 6. 

12. § 106 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird die Nummer 8 gestrichen; 
in Nummer 9 werden die Worte „Gesellen- 
und“ und die Worte „Nr. 5" gestrichen; die 
bisherigen Nummern 9 bis 12 werden Num- 
mern 8 bis 1 1. 

b) In Absatz 2 werden die Worte „Nr. 8 bis 10 
und 12“ durch die Worte „Nr. 8, 9 und 11“ , 
die Worte „4, 8, 9, 10 und 12" durch die 
Worte „4, 8, 9 und 11" ersetzt. 


laufenden Haushalt vorgesehenen Mittel nicht 
ausreichen oder zu deren Durchführung in fol- 
genden Haushaltsjahren Mittel bereitgestellt 
werden müssen, die die Ausgaben für Berufs- 
bildung des laufenden Haushalts nicht un- 
wesentlich übersteigen, bedürfen der Zustim- 
mung der Vollversammlung. 

Nummer 8 wird gestrichen. 


12. § 106 Abs. 1 Nr. 8 erhält folgende Fassung: 

„8. der Erlaß von Vorschriften über die Berufs- 
ausbildung, berufliche Fortbildung und be- 
rufliche Umschulung (§91 Abs. 1 Nr. 4 und 
4 a),". 


Bonn, den 11. Juni 1969 
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